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Wasmuth, Verm égensschadigungen und Kreisverweisungen der sog Bodenreform

chung des BVerwG seit jeher vertretene Ver-
standnis der entschadigungslosen Enteignung
in § 111it. a VermG und aufgrund diverser dar-
aus letztiich abgeleiteter (beregungen st zu-
nachst verireten worden, dass — bezogen auf
Vermogensschadigungen — das Vermgens

gesetz gleichsam als Auffanggesetz gelte und
samtliche in der Rechtswirklichkeit von SBZ
und DDR eingetretenen Vermigensschidigun-
gen erfasse Damit wurde fur Vermigenszu-
griffe die Annahme des 7 Senats des BVerwG,
Vermdgensgesetz und Verwaltungsrechtliches
Rehabilitierungsgesetz regelten unterschied-
liche Sach und Normbereiche, abgelehnt.®
Diese Meinung hat es ermdglicht, auch ver-
folgungsbedingte Vermdgenseinziehungen als
vom Anwendungsbereich des Vermdgensge

sefzes erfasst anzusehen Dann sind auch fiir
diese Vermogenseinziehungen verwaltungs-
rechtliche Rehabilitierungsanspriiche nach § 1
| 2, 3VwRehal ausgeschlossen

b} Sysfematische Zusammenhange

Eine solche Auffassung wird aktuell aber aus-
driicklich nicht mehr verireten *® Das hat enen
ganz enfachen Grund: Mit einem derart uni-
versalen Verstindnis des Entelgnungsbegriffs
in & 1110t aVermG laufen verwaltungsrecht-
liche Rehabilitierungsanspriiche jedenfalls be-
zogen auf Vermogensverluste immer leer, weil
sie dann entweder nach § 11 2 VwRehaG oder
bei besatzungsrechtlichem oder besatzungs

hoheithichem Charakter der Schadigung nach
§ 113 VwRehaG wieder aus dem Anwendungs

bereich des § 11 1 VwRehaG herausfallen. Der
Gesetzgeber hat aber, wie sich schon aus dem
Wortlaut des § 1 11 WwRehaG ergitit, auch ver-
folgungsbedingte Vermogensschadigungen re

habilitieren wollen Im (brigen wire das Ver-
héltnis von strafrechtlicher Rehabilitierung und
vermigensrechtlichen Ansprichen meht zu
kldren Daneben hat der Gesetzgeber durch die
ausdrickhchen Klarstellungen in § 1 VIll lit a,
2 Halbs., § 112, Ia 2 AusglLeistG den Vorrang
der siraf- und verwaltungsrechilichen Rehabi-
litierung vor den Regelungen des Vermigens-
gesetzes exphzit vorgesehen, was auch wegen
des hoheren Unrechtsgehalts der politischen
Verfolgung  gegenuber  entschadigungslosen
Vermdgenszugriffen deren Unrechtscharakter
sich in ihrer Entschadigungslosigkeit oder dis-
kriminierenden Wirkung erschopft, angezeigt
ist. Fir verfolgungsbedingte Vermogensschadi

gungen gilt das Vermdgensgesetz im Ubrigen
nicht unmittelbar wie sich aus den Regelungen
des § 1 V1 und VIl VermG ergibt. Danach wird es
fiir lediglich entsprechend anwendbar erklart,
Es regelt denn auch lediglich die vermbgens-
rechtlichen Folgen der Rechislage, dass ver-
folgungsbedingte Vermigensschadigungen in
der N3-Zeit wegen ihres VerstoBes gegen ele

mentare Prinzipien der Gerechtigkeit stets als
nichtig und nur fakbsch wirksam angesehen
wurden, ™ und dass auf politischer Verfolgung
beruhende Vermbgenszugriffe in SBZ und DDR

straf- oder verwaltungsrechtlich rehabilitiert
und aufgehoben worden sind Dass das Vermi-
gensgesetz wegen Letzterer ausschlieBlich die
vermbgensrechtichen Folgen der Aufhebung
des Unrechisakts regelt, ergibt sich auBerdem
aus § 3 1l StrBehaG § 711 VwRehaG Fiir den
\forrang der Rehabilitierungsgesetze gegeniiber
dem Vermdgensgesetz bei verfolgungsbeding-
ten Zugriffen auf das Vermigen des Enzelnen
strerten schlieBlich die Viorgabe in Nr 9 der Ge-
meinsamen Erkldrung, welche die DOR - un-
abhangig von den zuvor in der Gemensamen
Erkldrung geregetten Vermigensschadigungen
- dazu verpflichtet, die Korrektur von Vermd-
genseinziehungen in emnem eigenen justizfor-
migen Verfahren zu regein Im Einigungsver-
trag hat die DDR diese Verpflichtung auch mit
rechthch verbindlicher Wirkung ubermommen
(vgl Art. 41 1 EVertr) und in Art 17 EVertr erneut
bekraftigt.

All diese Viorgaben schiiefen die Annahme aus
den Anwendungsbereich des Vermigensgeset-
zes auf jede Form des in der Rechiswirklichkeit
von SBZ und DDR zum Ausdruck gekomme

nen Vermigensverlustes 2u erstrecken Viel

mehr lassen sie die Erkenninis des 7 Senats
des BVerwG als zwingend erscheinen dass
die Rehabiliierungsgesetze einerseits und
das Vermigensgesetz andererseits getrennte
Sach- und Normbereiche aufweisen Danach
wird jedenfalls aufgrund der dargesteliten zahi

reichen systematischen Viorgaben der in § 1|
lit. a VermG vorgesehene Geltungsbereich der
entschédigungslosen Enteignung in der Weise
begrenzt, dass er zu rehabilitierende Vermi-
genseinziehungen nicht erfasst

Gilt der Begriff der entschadigungsiosen Ent-
eignung damit jedenfalls nicht fir die Vierma-
genszugriffe, die vom Sach- und Mormbereich
der Rehabiliberungsgesetze erfasst werden

15t des Weiteren zu bestimmen, welche Ver
migensschadigungen dies sind Fiir die vom
Strafrechtiichen  Rehabilitierungsgesetz  er-
fassten Vermogensemnziehungen st dies recht
emfach Dieses Gesetz enthalt fiir samtiiche,
auf ener strafrechtlichen Verfolgung beruhen

de Vermigensschadigungen keine Regelungen
ber einen Vorrang des Vermbgensgesetzes
Deshalb ist davon auszugehen, dass samth-
che Vermdgenseinziehungen, die auf emer zu
rehabilitierenden  strafrechtlichen Verfolgung
beruhen, aufgrund der getrennten Sach und
Mormbereiche zwischen Vermdgensgesetz und
Strafrechtlichern Rehabilierungsgesetz nach
demn Willen des Gesetzgebers nicht in den un-
mittelbaren Geltungsbereich des Vermigens

gesetzes fallen

Im Fall des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitie

rungsgesetzes ist die Rechtslage deshalb nicht
ganz so einfach, weil es bei Vermigensscha-
digungen berschneidungen seines in § 111
VwRehaG geregelten Anwendungsbereichs mit
dem Geliungsbereich des Vermigensgesetzes
fiir maghch hélt und dabei Vorrangregelungen
zugunsten des Vermbgensgesetzes in §112
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VwRehaG und der Sache nach zugunsten des
Ausgleichsleistungsgesetzes und des Vermd-
genszuordnungsgesetzes n § 1 1 3 YwRehaG
durch eine Verweisung auf die Fallgruppen
des § 1 VIl VermG vorsieht. Sollen diese Re-
gelungen nicht leerlaufen dann muss ange-
nommen werden dass jedenfalls einzelne Ver-
mijgensschadigungen die an sich nach § 111
VwRehaG in den Anwendungsbereich des Ver-
waltungsrechthchen Rehatilitierunosgesetzes
fallen, zugleich auch vom Geltungsbereich des
Vermigensgesetzes erfasst werden Insofern
gilt es zu bestimmen, welche Vermdgensscha

digungen i.5. von & 1 11 VYwRehaG zugleich
auch entschadigungslose Enteignungen 1.5.
von § 11 Iit. aVerm@ sein konnen

Die Antwort ergibt sich aus einem Vergleich der
Geltungsbereiche von Strafrechiiichem und Ver-
waltungsrechilichem  Rehabilitierungsgesetz.
Dabei fallt auf, dass berde Gesetze Unrechisakte
erfassen, die der politischen Verfolgung gedient
haben Insofern bestimmt & 1 1 Nr 1 StrRehaG,
dass von einer mit wesentlichen Grundsatzen
giner freiheitlichen rechtsstaatiichen Ordnung
unverginbaren MaBnahme, die den Amwen

dungsbereich des Strafrechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetzes begriindet, dann auszugehen ist,
wenn die Entscheidung politischer Verfolgung
gedient hat. Nach § 11l 1 Al VwRehaG sind
Mafnahmen, die in schwerwiegender Weise
gegen die Prinzipien der Gerechfigked, der
Rechtssicherheit oder der VerhaltnismaBigkeit
verstoben und der politischen Verfolgung ge-
dient haben, mit tragenden Grundsatzen eines
Rechtsstaats, deren Verletzung nach § 111
ViwRehal Voraussetzung fiir die Erdffnung des
Anwendungsbereichs des Verwaltungsrechtli-
chen Rehabdlitierungsgesetzes ist, schlechthin
unverembar Die damit von beiden Gesetzen er-
fasste politische Verfolgung unterscheidet sich
nur darin, dass sie nach den Rechisvorschriften
in SBZ und DOR emerseits i en strafrechili

ches, andererseits in ein verwaltungsrechtli-
ches Korsett verpackt war Hat der Gesetzgeber
aber durch eine fehlende Abgrenzungsregelung
gegeniiber dem Vermogensgesetz im Siraf-
rechiiichen Behabiliberungsgesetz verzichtet,
und hat er damit zum Ausdruck gebracht, dass
die in den Anwendungsbereich dieses Geset-
zes fallenden Vermbgensschadigungen mcht
auch in den Gelungsbereich des Vermogens-
gesetzes fallen, dann muss Entsprechendes
unemgeschrinkt auvch fir die MaBnahmen der
politischen Verfolgungen, die im verwaltungs-
rechtlichen Gewand ,daherkamen®, gelten. Es
gibt nicht den geringsten Anlass fur die Annah

me dass der Gesetzgeber insofern straf- und
verwaltungsrechthche Akte der politischen Ver-
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aus Jelztlicn abgetaiteter Lhzuerlegungen ust
Vernnögensschädugungen —— das vefrnögu
gen erfasse Dzurnit vvurde fur Vervhögen:
Uerrnügensgesetz und ‘U'er·«n·aIh;ngsrecI1tii1
liche Sach und Norrnbereuche, abgelehu
Diese ndfeunung hat es errnöglichl. auch
folgungsbedingte Verrr•ögensei·nz|ehu¤9en
diese verrruügersseunzuahungen venmaftuu
see dann enhueder nach § 1 I 2 'U’\n.•FIeI1a.G r
hhfcrllaut des § 1 I 1 VvvRehaG ergibt, auch
I0|QunQsbed‘ingte Verrhügehsscruädigungen
habflitieren vuollen Irn übrugen uväna das
2 I—IaIbs.. § 1 I 2,. fa 2 AuSglLeistE den Vor;
Verfolgung gegenuber entsohadigungslc
veruhögenszughvffen deren Llnrechisehanzu
krirruinierendcn 14vi¤—I<un«;¤ erschöpft, ange:
rst. Für verfolgungsbedingfe Vern1ögens5ch
des § 1 VI und VII 'u‘e¤¤—11E; ergxbt. Illaruech xnnru
fclgungsbedinqta \/ernwügensschadxguhgeu




